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Abkürzungsverzeichnis: 

 

                                  durchschnittliche/n/r 

∑       Summe 

       Veränderung 

BA       Bundesagentur für Arbeit 

BA (Z)      BA-Zentrale 

BM       Berichtsmonat 

BMAS      Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

bzw.      beziehungsweise 

ELB      erwerbsfähige(r) Leistungsberechtigte(r) 

gE       gemeinsame Einrichtung 

IAB      Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

IQ, IntQ     Integrationsquote(n) 

JFW      Jahresfortschrittswert 

Kennzahlen-VO   Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen nach § 48a SGB II 

kSpV      kommunale Spitzenverbände 

LLU      Leistungen zum Lebensunterhalt 

LUH      Leistungen für Unterkunft und Heizung 

LZB      Langzeitleistungsbeziehende 

Mio.      Millionen 

Mrd.      Milliarden 

NLZB      Nicht-Langzeitleistungsbeziehende 

PJ       Planungsjahr 

RBS      Regelbedarfsstufe(n) 

RD       Regionaldirektion 

SGB II      Zweites Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitsuchende 

SGB III     Drittes Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung 

SGB XII     Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe 

svB      sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

u.a.      unter anderem 

vgl.      vergleiche 

VJ       Vorjahr 

VJM      Vorjahresmonat 

VM       Vormonat 

VO       Verordnung 

VT       SGB II- Vergleichstypen  

z.B.      zum Beispiel 

zkT      zugelassener kommunaler Träger 

ZV       Zielvereinbarung 
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Einleitung 

 

Seit 2012 wird in der Grundsicherung für Arbeitsuchende ein einheitliches Zielsteuerungssystem 

für die Ziele nach § 48b SGB II in den gemeinsamen Einrichtungen (gE) und zugelassenen 

kommunalen Trägern (zkT) nach gleichen Grundsätzen umgesetzt. Ab dem Jahr 2027 findet ein 

weiterentwickeltes Zielsteuerungssystem Anwendung.  

Dieses Zielsteuerungssystem wurde durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) gemeinsam mit den Ländern, der Bundesagentur für Arbeit (BA) und den kommunalen 

Spitzenverbänden (kSpV) entwickelt. Die Grundsätze der Umsetzung werden in diesen 

Gemeinsamen Planungsgrundlagen festgehalten.   

Die Gemeinsamen Planungsgrundlagen der Zielsteuerung im SGB II bestehen aus drei Teilen: 

den allgemeinen Grundlagen der Zielsteuerung SGB II (Teil I), der Erläuterung des 

Zielsteuerungssystems SGB II (Teil II) sowie den Eckpunkten für die Zielsteuerung im SGB II für 

das jeweilige Planungsjahr (Teil III). Letzteres beinhaltet die jährlich veränderlichen Größen, 

insbesondere die Schwerpunkte der Zielsteuerung sowie die konjunkturellen und fiskalischen 

Rahmenbedingungen für das Planungsjahr (PJ). 

Die Gemeinsamen Planungsgrundlagen beziehen sich auf die Umsetzung der gesetzlichen 

Ziele Verringerung der Hilfebedürftigkeit, Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit, 

Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug und Förderung der sozialen Teilhabe. Die 

Förderung der sozialen Teilhabe umfasst auch die Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit. 
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Teil I: Allgemeine Grundlagen der Zielsteuerung im SGB II 

1. Grundlagen der Zielsteuerung im SGB II 

1.1. Prinzipien der Zielsteuerung im SGB II 

Die Zielsteuerung im SGB II umfasst die Zielplanung, -vereinbarung sowie -nachhaltung und 

basiert auf einem einheitlichen Zielsteuerungssystem. Dabei beachtet die Zielsteuerung SGB II 

lokale Handlungsspielräume, berücksichtigt institutionelle Unterschiede und unterstützt die 

Leistungserbringung in den Jobcentern.   

Wesentliche Voraussetzung für die Wirksamkeit der Steuerung ist die Akzeptanz des Verfahrens. 

Das Verfahren der Zielplanung und -nachhaltung muss daher möglichst leicht nachzuvollziehen 

und zu handhaben sein. Die Zielerreichung muss zugleich durch die Jobcenter maßgeblich zu 

beeinflussen sein. Dazu tragen die Beschränkung auf wesentliche Steuerungsziele, flexible lokale 

Schwerpunkte und eine Beschränkung auf wenige relevante Kennzahlen bei. Die Zielplanung 

erfolgt transparent und eröffnet allen Akteuren eine substanzielle Mitwirkungsmöglichkeit. Das 

Ergebnis der Zielplanung mündet in eine Zielvereinbarung. Die Zielnachhaltung wird im Sinne 

einer „Kultur des Lernens“ organisiert, welche die Erfahrungen vor Ort ausreichend 

berücksichtigt. Dabei ist die Selbststeuerungsfähigkeit der Akteure weiter zu stärken; sie sollen 

sich ambitionierte und zugleich realistische Ziele setzen.  

Die Zielsteuerung dient auch dazu, die Leistungsfähigkeit der Jobcenter durch den SGB II-

Kennzahlenvergleich zu verbessern, insbesondere bei Jobcentern mit bislang 

unterdurchschnittlichen Ergebnissen.  

1.2. Gleichstellung im Sinne wirtschaftlicher Eigenständigkeit 

Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist in der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 SGB II als durchgängiges Prinzip zu verfolgen. Der Bund-Länder-Ausschuss 

SGB II definiert Gleichstellung als gleiche wirtschaftliche Eigenständigkeit im Lebensverlauf, 

unabhängig vom Geschlecht. Als Ziel wird ein Zustand angestrebt, in dem 

Arbeitsmarktintegrationen so erfolgen, dass sie unabhängig vom Geschlecht gleichermaßen mit 

einer Perspektive auf eine dauerhafte und ausreichende Erwerbsbeteiligung für eine 

eigenständige Existenzsicherung im Lebensverlauf verbunden sind. Organisation und Führung 

des Jobcenters sowie Beratung, Förderung und Vermittlung sollen auf dieses Ziel ausgerichtet 

sein. Dafür werden entsprechende Daten wie die Kennzahlen und Ergänzungsgrößen 

grundsätzlich geschlechterdifferenziert zur Verfügung gestellt. 

Ergebnisorientierte Gleichstellungsarbeit bedeutet in der Praxis, dass Gleichstellung nicht als 

bloße Absichtserklärung, sondern als verbindliches Führungs- und Steuerungsziel der 

Geschäftsführung verstanden und von dieser verantwortet wird. Dazu werden Integrationszahlen 

bzw. Übergänge in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung und Qualifizierungsquoten 
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systematisch geschlechterdifferenziert ausgewertet. Dort, wo Unterschiede bestehen (z. B. bei 

mehrjährigen Erwerbsunterbrechungen, Teilzeitverfestigung, Minijobs oder 

Qualifizierungszugängen), werden konkrete Maßnahmen ergriffen und deren Umsetzung 

nachgehalten. Vermittlung und Förderung sind konsequent auf nachhaltige, eigenständige 

Existenzsicherung ausgerichtet – auch für Partnerinnen in Bedarfsgemeinschaften. Dies kann 

sich beispielsweise in Prioritätensetzungen bei Ressourcen, Maßnahmeplanung und 

Arbeitgeberansprache ebenso widerspiegeln wie in verbindlichen Zielvereinbarungen, 

regelmäßigem Reporting und klarer Verantwortungszuweisung. Ergebnisorientierung heißt 

damit: Bestehende Ungleichheiten werden nicht lediglich analysiert, sondern durch steuernde 

Entscheidungen der Führungsebene systematisch und überprüfbar reduziert. 

1.3. Zielvereinbarungs- und Zielsteuerungssystem im SGB II, Operationalisierung der Ziele 

nach § 48b SGB II   

Zur Erreichung der Ziele des SGB II schließen die Vereinbarungspartner gemäß § 48b Abs. 1 

SGB II Zielvereinbarungen ab. Als Grundlage hierfür dient das Zielsteuerungssystem SGB II, 

welches in seiner Gesamtheit die gesetzlichen Ziele des SGB II unterstützt und dabei die 

Integrationsarbeit der Jobcenter umfassend berücksichtigt.  

Das Zielsteuerungssystem SGB II besteht aus zwei Säulen: Die erste Säule bildet die Arbeit der 

Jobcenter ab, die auf dem teilweise langen Weg bis zur Integration erforderlich ist. Die zweite 

Säule bildet die Arbeit der Jobcenter an der Schwelle zur Integration in den Arbeitsmarkt ab, die 

somit auch die Hilfebedürftigkeit verringert und den Langzeitleistungsbezug vermeiden kann. In 

Verbindung mit § 48a Abs. 2 SGB II und der Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen nach § 

48a SGB II (Kennzahlen-VO) ergibt sich ein Zielsteuerungssystem, das in Säule 1 durch lokale 

Schwerpunkte und in Säule 2 durch Kennzahlen abgebildet wird:  
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Abbildung 1: Zielsteuerungssystem SGB II 

 

Die Ausgestaltung und Operationalisierung der lokalen Schwerpunkte der Säule 1 erfolgt durch 

die Festlegung von Aktivitäten und Beobachtungspunkten (vgl. Teil II. Abschnitt 1.2.). Die drei 

Kennzahlen zur Integration in Säule 2 bilden die Grundlagen für die quantitativen Zielwerte in den 

Zielvereinbarungen (vgl. Teil II, Abschnitt 2). Die Kennzahl zur Veränderung des ELB-Bestandes 

wird nicht geplant.  

Um die Ausgewogenheit des Zielsteuerungssystems sicherzustellen und ein aussagekräftiges 

Gesamtbild der relevanten Entwicklungen im SGB II darzustellen, werden zusätzlich Ergänzungs- 

und Monitoringgrößen betrachtet, jedoch nicht geplant. Dabei dienen die Ergänzungsgrößen der 

ergänzenden Information und der Interpretation der Kennzahlenergebnisse (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 3 

der Verordnung zur Festlegung der Kennzahlen nach § 48a SGB II - Kennzahlen-VO). Die 

Monitoringgrößen runden das Bild der Gesamtentwicklung im SGB II ab.  

Ferner sind ergänzende Vereinbarungen über weitere Ziele, die im Einklang mit den gesetzlich 

normierten Zielen stehen, zwischen den in den § 48b Abs. 1 Satz 1 SGB II genannten Beteiligten 

(vgl. 1.4) möglich. Bspw. kann die gesetzlich vorgesehene Verzahnung der bundes- und 

kommunalfinanzierten Eingliederungsleistungen des SGB II durch entsprechende 

Vereinbarungen weiter gefördert werden.  
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1.4. Partner im Zielvereinbarungsprozess des SGB II  

Partner im Zielvereinbarungsprozess zur Erreichung der Ziele der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende (§ 48b Abs. 1 Satz 1 SGB II) sind: 

• das BMAS,  

• die zuständigen Landesbehörden, 

• die BA, 

• die kommunalen Träger und 

• die Jobcenter. 

Es ergeben sich folgende Zielvereinbarungskonstellationen: 

Für den Bereich der zkT schließen 

• das BMAS mit den zuständigen Landesbehörden und 

• die zuständigen Landesbehörden mit den zkT Zielvereinbarungen ab. 

Für den Bereich der gE schließen 

• das BMAS im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen mit der BA und 

• die BA und die kommunalen Träger mit den Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern 

der gE die Zielvereinbarungen ab. 

Für den Zielvereinbarungsprozess im Bereich der gE sind hierbei die Verantwortlichkeiten der 

Träger BA und Kommune zu beachten. Beide Träger haben für die ihnen gesetzlich 

zugewiesenen Aufgaben die Verantwortung für eine rechtmäßige und zweckmäßige 

Leistungserbringung (§ 44b Abs. 3 Satz 1 SGB II). Dementsprechend können sich die Inhalte 

dieser Zielvereinbarungen nur auf den jeweiligen Verantwortungsbereich von BA oder 

kommunalem Träger beziehen, sollen aber die Verzahnung der Leistungen vorsehen. Der 

Abschluss von trilateralen Zielvereinbarungen ist möglich und unterstützt diese. Die Umsetzung 

der Zielvereinbarungen liegt in der Verantwortung der Jobcenter.  

2. Umsetzung der dezentralen Zielplanung 

Die Zielplanung im SGB II erfolgt in einem dezentralen Verfahren. Durch die dezentrale Planung 

erhalten die Jobcenter die Möglichkeit, ihre Zielwerte mit ihrer strategischen Planung zu 

verknüpfen. Die Verantwortung liegt bei den handelnden Akteuren vor Ort.  
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Abbildung 2: Ablauf Planungsverfahren dezentrale Planung 

Das Planungsverfahren zur Festlegung der lokalen Schwerpunkte in Säule 1 sowie zur 

Ermittlung der quantifizierten Zielwerte in Säule 2 ist in vier Planungsphasen gegliedert:  

1. Planungsphase: Auftakt des Planungsprozesses 

2. Planungsphase: Planung und Übersendung der lokalen Schwerpunkte und der 

Angebotswerte 

3. Planungsphase: Plausibilisierungs- und ggf. Nachverhandlungsphase 

4. Planungsphase: Abschluss und Veröffentlichung der Zielvereinbarung 

 

2.1. Auftakt des Planungsprozesses (vgl. Planungsphase 1) sowie Datengrundlagen für die 

Zielplanung  

Der Planungsprozess beginnt mit der Bekanntgabe der „Gemeinsamen Planungsgrundlagen“ 

(aktueller Zeitplan vgl. Teil III, 3. Abschnitt).  

Für die Säule 1 steht den Jobcentern im Rahmen des lernenden Systems informativ eine 

Transparenzdatei der lokalen Schwerpunkte der Jobcenter aus dem Vorjahr zur Verfügung.1 Für 

die Erfassung wird eine entsprechende Vorlage mit einheitlichen Erfassungskriterien zur 

Verfügung gestellt. 

Grundlage der Zielwertermittlung der zweiten Säule für das Planungsjahr sind unter anderem die 

Jahresergebnisse des laufenden Jahres. Diese liegen zum Zeitpunkt der Planung noch nicht vor. 

 

1 Für das Jahr 2027 steht nur die Transparenzdatei des Pilotprojekts zur Verfügung. 
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Daher wird in einem ersten Schritt auf die zum Planungsbeginn vorhandenen Daten mit einer 

Wartezeit von 3 Monaten sowie am aktuellen Rand auf die vorhandenen Daten mit geringerer 

Wartezeit zurückgegriffen. Die Ergebnisse für die Monate bis zum Jahresende müssen 

prognostiziert werden. Eine Prognose der folgenden Jahresendwerte wird den Jobcentern für die 

Erstellung ihrer Planung zeitnah zum Zeitpunkt der Übermittlung der Planungsgrundlagen zur 

Verfügung gestellt:   

• Bestand an ELB gesamt, an weiblichen ELB, an Langzeitleistungsbeziehenden (LZB) und 

an Nicht-Langzeitleistungsbeziehenden (NLZB) 

• Integrationen von Frauen, von LZB und von NLZB 

Gemäß § 48b Abs. 5 SGB II sind für den Abschluss der Zielwerte für Säule 2 die Daten nach 

§ 51b SGB II und die Kennzahlen nach § 48a Abs. 2 SGB II maßgeblich.  

Darüber hinaus setzt die Planung auf einer Analyse der für das Folgejahr prognostizierten 

Rahmenbedingungen, der besonderen regionalen Gegebenheiten sowie der strategischen 

Zielsetzungen auf.  

Bezüglich der Rahmenbedingungen werden den Jobcentern jährlich im passwortgeschützten 

SGB II-Extranet der Website www.sgb2.info Prognosen und Daten zur Verfügung gestellt:  

• Prognose des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zur Entwicklung der 

Arbeitslosigkeit im SGB II und im Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) 

• Herbstprojektion der Bundesregierung zur wirtschaftlichen Entwicklung des Planungsjahres 

• Informationsschreiben des BMAS zur Mittelverteilung  

• Kennzahlenergebnisse nach den SGB II-Vergleichstypen (VT) 

• Abgänge aus Arbeitslosigkeit und offene Stellen nach Wirtschaftszweigen auf Jobcenter-

Ebene 

 

Auf der Website www.sgb2.info steht außerdem zur Verfügung: 

• Faktenblatt „Gleichstellung im SGB II“ 

 

2.2. Planung, Übermittlung der lokalen Schwerpunkte und Abgabe der Angebotswerte für 

die IQ, lokales Planungsdokument (vgl. Planungsphase 2) 

Zur Planung der ersten Säule benennen die Jobcenter ihre lokalen Schwerpunkte zur Förderung 

der sozialen Teilhabe und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit durch Beschreibung der 

geplanten Aktivitäten und der jeweiligen Beobachtungspunkte zur (qualitativen oder 

quantitativen) Messung des Erfolgs.  

Die Planung der lokalen Schwerpunkte und Angebotswerte erfolgt eigenverantwortlich im 

dezentralen Verfahren durch die Jobcenter.  

http://www.sgb2.info/
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Zur Erfassung der lokalen Schwerpunkte wird eine Vorlage mit einheitlichen Erfassungskriterien 

zur Verfügung gestellt. Die Eintragungen sind schlüssig, prägnant und gut begründet 

vorzunehmen.  

Die Planung in der zweiten Säule erfolgt als Veränderungsrate der jeweiligen Integrationsquote 

 Für beide Säulen wird als Orientierungshilfe für die Strukturierung der lokalen Planung ein 

gemeinsamer Leitfaden als Anlage den „Gemeinsamen Planungsgrundlagen“ beigefügt, um ein 

einheitliches, abgestimmtes und systematisches Planungsverständnis aller Akteure innerhalb des 

dezentralen Zielplanungsverfahrens zu fördern. Im Rahmen des Planungsprozesses übermitteln 

die Jobcenter aufbauend auf den Fragen im Leitfaden ein lokales Planungsdokument, in welchem 

die Ermittlung der Angebotswerte schlüssig begründet wird. Über die Notwendigkeit der 

Übersendung des Dokuments entscheidet die BA bzw. das Land als Zielvereinbarungspartner. 

Im Bereich der gE erfolgt die Planung unter Einbeziehung der beiden Träger und unter Beachtung 

der jeweiligen Trägerverantwortung.  

Zum Schluss übermitteln die Jobcenter die Vorlage bzw. die in der Vorlage erfassten 

Informationen zu den lokalen Schwerpunkten der Säule 1 sowie die Angebotswerte für Säule 2 

an ihre jeweiligen Zielvereinbarungspartner, die diese an das BMAS weiterleiten.  

2.3. Plausibilisierung und ggf. Nachverhandlung der Angebotswerte (vgl. Planungsphase 3) 

Die vorgeschlagenen lokalen Schwerpunkte der Säule 1 sowie die übermittelten Angebote der 

Säule 2 werden den Steuerungsbeteiligten durch das BMAS im Extranet von www.sgb2.info 

(jeweils in einer Transparenzdatei) zur Verfügung gestellt. Dies soll bezogen auf Säule 1 das 

gegenseitige Lernen fördern und die Zielsteuerung insgesamt transparent machen. In der Säule 

1 richtet sich die Plausibilisierung auf die Frage, ob die gewählten lokalen Schwerpunkte 

nachvollziehbar dargestellt und dem Themenfeld der Förderung der sozialen Teilhabe und der 

Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit zugeordnet sind, so dass direkt oder indirekt eine 

Wirkung auf die Beschäftigungsfähigkeit oder soziale Teilhabe der ELB absehbar sein muss. 

In der Säule 2 werden die Angebotswerte durch die Einordnung der Angebote innerhalb des 

jeweiligen SGB II-Vergleichstyps, der individuellen Rahmenbedingungen des Jobcenters und 

der Darstellungen im lokalen Planungsdokument vom jeweiligen Zielvereinbarungspartner 

plausibilisiert. Die vergleichende Einbeziehung der Angebotswerte des jeweiligen SGB II-

Vergleichstyps soll hierbei die Verbesserung des allgemeinen Leistungsniveaus sicherstellen 

und dazu beitragen, dass insbesondere Jobcenter mit bislang unterdurchschnittlichen 

Ergebnissen ihr Leistungsniveau erhöhen. Auch die Vereinbarung realistischer und zugleich 

ambitionierter Zielwerte soll hierdurch gefördert werden.  
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Sind die Angebotswerte aus der Säule 2 plausibel, sind sie als Zielwerte zu vereinbaren. 

Andernfalls nehmen die jeweiligen Zielvereinbarungspartner einen fairen 

Nachverhandlungsprozess auf.  

Im Anschluss an den Plausibilisierungsprozess mit den Jobcentern übermitteln die Länder bzw. 

die BA die Angebotswerte erneut an das BMAS. Dabei dienen die aggregierten Jobcenter-

Zielwerte als Ausgangswert für den Angebotswert des jeweiligen Landes bzw. der BA. Das BMAS 

teilt den Zielvereinbarungspartnern seine Erwartungswerte zu den IQ in Säule 2 auf Landes- bzw. 

BA-Ebene mit. Die Zielwerte werden anschließend zwischen dem BMAS und dem jeweiligen 

Vereinbarungspartner (BA bzw. Land) erörtert und abgestimmt.  

 

2.4. Abschluss und Veröffentlichung der Zielvereinbarungen (vgl. Planungsphase 4) 

Im Anschluss an die Einigung über die lokalen Schwerpunkte der Säule 1 und die Zielwerte der 

Säule 2 werden die Zielvereinbarungen zwischen den jeweiligen Zielvereinbarungspartnern 

geschlossen. Auf § 48b Abs. 4 SGB II wird hingewiesen. Hierfür werden für Säule 1 die von den 

Jobcenter gewählten lokalen Schwerpunkte aggregiert und in geeigneter Form systematisch 

dargestellt. Für Säule 2 enthält die Zielvereinbarung die drei Veränderungsraten zu den IQ NLZB, 

IQ LZB und IQ Frauen. 

Grundsätzlich können auch das lokale Planungsdokument sowie ein Auszug der Vorlage zur 

Planung der lokalen Schwerpunkte ein Bestandteil der Zielvereinbarung sein. In die 

Zielvereinbarung zwischen BMAS und Ländern / BA kann ergänzend eine Übersicht der lokalen 

Schwerpunkte der jeweiligen Vereinbarungspartner Eingang finden.  

Die Zielvereinbarungen können auf der Website www.sgb2.info veröffentlicht werden. Darüber 

hinaus werden im geschützten Steuerungsbereich von www.sgb2.info eine Tabelle mit allen 

geplanten lokalen Schwerpunkten der Säule 1 sowie die Jobcenter-Zielwerte in einer nach SGB 

II-Vergleichstypen und den nächsten Nachbarn gegliederten Übersicht zur Verfügung gestellt.  

 

2.5. Mehrjährige Planung  

Die Steuerung im SGB II erfolgt in beiden Säulen auf Grundlage einer kalenderjährlichen 

Planung. Diese jährliche Taktung kann jedoch in eine mehrjährige Steuerungsperspektive 

eingebettet sein. Beispielsweise können in Säule 1 auch mehrjährige Aktivitäten und 

Entwicklungsschwerpunkte abgebildet werden. Es besteht zudem die Möglichkeit, lokal 

mehrjährige Planungen im Rahmen der Säule 2 vorzunehmen. Dies ist bei den Angebotswerten 

der jährlichen Planung mit entsprechender Begründung zu berücksichtigen. 

 

http://www.sgb2.info/
http://www.sgb2.info/
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3. Grundlagen der Zielnachhaltung 

Die Zielnachhaltung im Prozess der Zielsteuerung im SGB II erfolgt transparent und fair auf 

Grundlage vertrauensvoller und kooperativer Zusammenarbeit. Hierzu erfolgt ein regelmäßiger 

partnerschaftlicher Dialog.  

Grundlage der Zielnachhaltung der Säule 1 bilden die beschriebenen Aktivitäten und 

Beobachtungspunkte aus der Planung. Unterjährige Anpassungen der konkreten Schritte und 

Beobachtungspunkte eines lokalen Schwerpunktes sind möglich und werden nachträglich 

gegenüber den Ländern/der BA kurz begründet. Eine unterjährige Anpassung der Eintragungen 

in die bundesweite Vorlage wie auch der schriftlichen Zielvereinbarung sind nicht vorgesehen. 

Unterjährige Anpassungen werden hier nach Ablauf des Planungsjahres im Rahmen der 

Nachhaltung erfasst. 

Eine unterjährige Anpassung der Zielwerte (Säule 2) ist nicht vorgesehen. Eventuelle 

Änderungen an den Rahmenbedingungen/den Voraussetzungen, die Einfluss auf die Zielwerte 

haben, werden im Rahmen der Zielnachhaltedialoge berücksichtigt. Die Zielnachhaltung der 

Säule 2 erfolgt auf der Grundlage der vereinbarten Zielwerte (vgl. 3.1) sowie auf Basis eines 

Kennzahlenvergleichs und Monitorings (vgl. 3.2). Die unterjährige Zielnachhaltung erfolgt auf 

Basis von Jahresfortschrittswerten. Dadurch wird sichergestellt, dass nur Zeiträume abgebildet 

werden, die von der Zielvereinbarung umfasst werden. 

3.1. Zielerreichung 

Der Bewertung der Zielerreichung im Bereich von Säule 1 liegt nach Abschluss des 

Planungsjahres eine Analyse zugrunde,  

• ob die avisierten Aktivitäten durchgeführt wurden,  

• welche Erfahrungen dabei gemacht wurden, ob Anpassungen der Aktivitäten erforderlich 
waren und 

• ob die Aktivitäten die erwartete Wirkung erzielt haben bzw. die vereinbarten 
Beobachtungspunkte erreicht wurden.  

Die vereinbarten Beobachtungspunkte dienen dabei als Anhaltspunkt für die Analyse. Auf dieser 

Grundlage kann ein Austausch über eine zukünftige Weiterentwicklung von Schwerpunkten, 

Handlungsfeldern und Aktivitäten oder auch ein Wechsel der lokalen Schwerpunkte ab Beginn 

der Planungsphase des Folgejahres erfolgen.  

Grundlage für die Bewertung der Zielerreichung der Säule 2 (Integrationsquoten) sind die 

vereinbarten Zielwerte. Gemeinsam betrachten und bewerten die Zielvereinbarungspartner die 

Entwicklungen der Zielerreichung der Jobcenter, z.B. im Rahmen von Zielerreichungsdialogen. 

Die Bewertung erfolgt anhand eines Vergleichs der erwarteten Soll-Werte mit den erreichten Ist-

Werten.  
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Dabei werden diese Entwicklungen von beiden Zielvereinbarungspartnern analysiert - unter 

Einbeziehung der Entwicklung im Vergleich zum Vorjahr (VJ) - sowie die vor Ort umgesetzten 

Strategien erörtert. 

Als Vergleichsbasis für die unterjährige Zielnachhaltung und Beurteilung der Zielerreichung wird 

ein unterjähriger Sollwert (auf Grundlage des vereinbarten Zielwertes für das betreffende Jahr) 

herangezogen. Der unterjährige Sollwert wird dabei grundsätzlich mit dem gleichen Verfahren 

wie der Zielwert zum Jahresende ermittelt, indem die vereinbarte prozentuale Veränderung auf 

den unterjährigen Vorjahreswert aufgeschlagen bzw. von ihm abgezogen wird.  

Beispiel: 

 

Die Festlegung der Wartezeit (von 0 bis 3 Monaten) der Daten für die Zielnachhaltung erfolgt in 

der Zielvereinbarung zwischen den Zielvereinbarungspartnern. Um Konsistenz der 

Datengrundlagen im Hinblick auf die Wartezeit zu gewährleisten, muss deshalb auch die 

unterjährige Zielnachhaltung auf Basis der Daten mit der jeweils gewählten Wartezeit (0 bis 3 

Monate) im Vergleich zum unterjährigen Sollwert erfolgen. Das BMAS betrachtet – unabhängig 

von der Festlegung in der Zielvereinbarung – einheitlich die Daten ohne Wartezeit, analysiert 

diese Daten und stellt diese den Ländern zur Verfügung.  

Gemäß § 48b Abs. 5 SGB II sind für die Nachhaltung der Zielerreichung für Säule 2 die Daten 

nach § 51b SGB II und die Kennzahlen nach § 48a Abs. 2 SGB II maßgeblich. 

 

3.2. Kennzahlenvergleich  

Ergänzend zur Zielerreichung im Rahmen der Säule 2 wird die Entwicklung der Kennzahlen, der 

Ergänzungs- und Monitoringgrößen im zeitlichen Verlauf sowie im Vergleich zum Vorjahr und zur 

ggf. prognostizierten Entwicklung betrachtet. Vergleichsgruppen sind jeweils die Bundes-, 

Landes- und Jobcenterebene sowie die SGB II-Vergleichstypen. Der Vergleich der 

Kennzahlenergebnisse innerhalb des jeweiligen SGB II-Vergleichstyps soll Wettbewerbs- und 

Lernanreize setzen.  

Zur Umsetzung des Prinzips der Gleichstellung von Frauen und Männern nach § 1 Abs. 2 Satz 3 

SGB II im Sinne gleicher wirtschaftlicher Eigenständigkeit im Lebensverlauf steht für die regionale 

Bewertung und Analyse zusätzlich das Faktenblatt „Gleichstellung im SGB II“ auf der Website 

www.sgb2.info zur Verfügung. 
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Zur Bewertung der Entwicklung können - auch für die lokalen Schwerpunkte der Säule 1 - darüber 

hinaus u.a. herangezogen werden: 

• Einflüsse und Wechselwirkungen zwischen den Kennzahlen, den Ergänzungs- und 

Monitoringgrößen, 

• die konjunkturelle Entwicklung (aktuelle Entwicklung, soweit vorliegend Prognosen), 

• regionale Entwicklungen und Strukturunterschiede (Auswirkungen erkennbarer Trends, 

z.B. demografische Entwicklung und Entwicklung der Hilfebedürftigkeit), 

• arbeitsmarktpolitische Rahmenbedingungen, 

• Weitere Informationsquellen, wie z.B. Produkte der Statistik der BA 

• die Struktur der Leistungsberechtigten, 

• spezifische Zielgruppen, 

• die Qualität der operativen Umsetzung, 

• besondere Strategien, Prozesse und Maßnahmen in den Jobcentern, 

• Effektivität der Leistungserbringung durch die einzelnen Jobcenter sowie 

• die Verzahnung von bundes- und kommunalfinanzierten Leistungen.  

Die gewählten Auswertungen ergänzen sich und ergeben in der Gesamtschau ein umfassendes 

Bild über die Arbeit des einzelnen Jobcenters. Falls abweichende Entwicklungstendenzen zu 

erkennen sind, soll durch die Zielvereinbarungspartner eine Ursachenanalyse erfolgen. Dabei 

erfolgt die Analyse und Bewertung der Zielerreichung geschlechtersensibel. Das Monitoring von 

ergänzenden Größen kann somit zur Verbesserung der Bewertung der Ergebnisse der Ziele der 

Grundsicherung beitragen. Die so gewonnenen Erkenntnisse sind die Grundlage möglicher 

Entscheidungen zu lokalen Handlungsimpulsen und Steuerungskonsequenzen.  
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Teil II: Erläuterung des Zielsteuerungssystem SGB II 

1. Beschäftigungsfähigkeit verbessern und soziale Teilhabe fördern - Säule 1 

1.1. Grundlagen und Definitionen  

Säule 1 des Zielsteuerungssystems SGB II beinhaltet die Planung, Durchführung und 

Nachhaltung von Aktivitäten im Rahmen von lokalen Schwerpunkten im Bereich der Förderung 

der sozialen Teilhabe und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit.  

Der Bedarf zur Förderung der Beschäftigungsfähigkeit ergibt sich aus § 1 Abs. 2 Nr. 2 SGB II, 

wonach die Leistungen der Grundsicherung insbesondere darauf auszurichten sind, dass die 

Erwerbsfähigkeit einer leistungsberechtigten Person erhalten, verbessert oder wieder hergestellt 

wird. Zudem ergibt sich aus § 45 Abs. 1 SGB III (i.V. mit § 16 SGB II) das Ziel der Förderung der 

Beschäftigungsfähigkeit durch Leistungen zur Eingliederung, wonach diese Leistungen u.a. der 

Heranführung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie der Feststellung, Verringerung oder 

Beseitigung von Vermittlungshemmnissen u.a. von Arbeitslosen dienen sollen. Die 

nachfolgenden begrifflichen Einordnungen und Dimensionen der Beschäftigungsfähigkeit und 

sozialen Teilhabe dienen der Orientierung bei der Ausgestaltung lokaler Schwerpunkte.  

Beschäftigungsfähigkeit beschreibt aus ganzheitlicher Perspektive das individuelle Potenzial 

zur Aufnahme, Aufrechterhaltung und Ausweitung einer Erwerbstätigkeit.2 Sie umfasst die 

Fähigkeiten und Voraussetzungen, die eine Person benötigt, um auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich 

zu sein. Beschäftigungsfähigkeit geht über formale Qualifikationen hinaus und beinhaltet eine 

Vielzahl von „weichen“ Faktoren. 

Soziale Teilhabe beschreibt im Wesentlichen die aktive Beteiligung von Menschen am 

gesellschaftlichen Leben und an sozialen Aktivitäten.3 Sie umfasst den Zugang zu Arbeit, Bildung, 

Arbeitsmarktmaßnahmen, sozialen Netzwerken und politische Partizipation, um die Integration 

und Chancengleichheit der Betroffenen zu fördern. Soziale Teilhabe ermöglicht es, individuelle 

Potenziale zu entfalten und die Selbstständigkeit sowie die Gesundheit zu stärken. 

Dimensionen zur Messung der Beschäftigungsfähigkeit aus der empirischen 

Arbeitsmarktforschung können anhand der genannten Publikationen folgendermaßen 

zusammengefasst werden: 

 

 

2 Vgl. z.B. Apel, Helmut, und Michael Fertig. "Operationalisierung von „Beschäftigungsfähigkeit “– ein 

methodischer Beitrag zur Entwicklung eines Messkonzepts." Zeitschrift für Arbeitsmarktforschung, 2009 

und Bauer, Frank, et al. Evaluation der Förderinstrumente nach § 16e und § 16i SGB II-Zwischenbericht. 

No. 3/2021. IAB-Forschungsbericht, 2021. 

3 Vgl. z.B. Brussig, Martin, et al. Evaluation des Bundesprogramms" Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt". 

Endbericht. No. 535. Forschungsbericht, 2019. 
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• Suchverhalten (z.B. Suchwege, Anzahl an Bewerbungsgesprächen) 

• Arbeitsmotivation (z.B. Bedeutung der Arbeit im Leben) 

• Konzessionsbereitschaft bei der Arbeitssuche (z.B. bzgl. Lohnforderung, Arbeitsweg) 

• Gesundheit (z.B. psychische Gesundheit, körperliche Gesundheit) 

• Soziales Umfeld (z.B. soziale Unterstützung, soziale Aktivitäten) 

• Kompetenzen (z.B. Basiskompetenzen, Sozialkompetenzen) 

• Formalqualifikation (z.B. Schulabschluss, Berufsabschluss) 

• Selbstwirksamkeit und Selbstvertrauen 

• Arbeitsumfeld (z.B. Verhältnis zu Kollegen / Vorgesetzten, Arbeitsbelastung) 

Möglichkeiten der Operationalisierung von sozialer Teilhabe können anhand folgender 

Dimensionen zusammengefasst werden: 

• Lebenszufriedenheit 

• Ressourcen (Konsum, Aktivitäten und Mobilität, warme Mahlzeit) 

• Kompetenzen (Fertigkeiten, Softskills) 

• Erwerbsarbeit (Arbeitszufriedenheit, Arbeitserträglichkeit / Arbeitsbelastungen) 

• Soziale Integration (Kollegialität, soziales Netzwerk) 

• Bildung / Kultur (Zugang zu kulturellen Angeboten und dem Bildungssystem) 

• Gesundheit (Gesundheitszustand, Gesundheitsverhalten) 

• Anerkennung (Gesellschaftliche Anerkennung, Vertrauen in Institutionen) 

• Selbstwirksamkeit (Selbstvertrauen, Selbstbestimmtheit) 

• Zeitkontingente (Vereinbarkeit von Care-Arbeit und Beruf)  

Auf Basis dieser Beschreibungen und Dimensionen wird deutlich, dass sich 

Beschäftigungsfähigkeit und soziale Teilhabe zwar konzeptionell unterscheiden, sich jedoch in 

ihren messbaren Dimensionen nicht trennscharf voneinander abgrenzen lassen. Deutlich wird 

auch, dass nicht alle Dimensionen in den Einflussbereich des Jobcenters fallen. Die genannten 

Dimensionen sind nicht abschließend. Es kommen weitere Dimensionen in Betracht, welche eine 

große Relevanz für das Verwaltungshandeln der Jobcenter haben können, jedoch in der 

bisherigen Forschungsliteratur wenig thematisiert wurden (z.B. Erreichbarkeit von ELB). 

1.2. Planung lokaler Schwerpunkte und Aktivitäten 

Die Jobcenter entscheiden sich für einen bis drei lokale Schwerpunkte zur Verbesserung der 

Beschäftigungsfähigkeit bzw. zur Förderung der sozialen Teilhabe, innerhalb derer geeignete 

Aktivitäten geplant, durchgeführt und nachgehalten werden. Die Jobcenter können den lokalen 

Schwerpunkt sowie die Aktivitäten strategisch frei wählen. Ein klarer Bezug zur Verbesserung 

der Beschäftigungsfähigkeit oder Förderung der sozialen Teilhabe muss jedoch erkennbar sein 

und sollte im Ergebnis eine (positive) Wirkung für die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 

erzeugen. Leitfragen können dabei sein: In welchen Bereichen besteht Entwicklungsbedarf? Wo 

soll genauer hingeschaut oder fachlich nachgesteuert werden? Welche Themen sollen im 
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Rahmen der internen Steuerung besonders hervorgehoben werden? Sollen bestehende Ansätze 

im Regelgeschäft weiterentwickelt und sichtbarer gemacht werden? Steht die Erprobung eines 

neuartigen Vorhabens im Vordergrund? Welche Zielgruppe soll kurz- oder langfristig stärker 

erreicht werden?  

1.3. Beobachtungspunkte 

Zur Nachhaltung der lokalen Schwerpunkte benennen die Jobcenter pro Schwerpunkt 

mindestens eine Aktivität sowie mindestens einen Beobachtungspunkt, welcher die messbaren 

Ziele der Aktivität festlegt. Im Folgenden wird der Begriff Beobachtungspunkt synonym für solche 

Ziele verwendet.  

Beobachtungspunkte dienen dazu, Entwicklungen im Zusammenhang mit der gewählten Aktivität 

nachvollziehbar zu machen. Sie können qualitativ, quantitativ oder quantitativ mit Zielwert 

ausgestaltet sein. Qualitative Beobachtungspunkte beziehen sich beispielsweise auf fachliche 

Einschätzungen, erreichte Meilensteine oder erarbeitete Produkte (z.B. „Bis Ende des ersten 

Quartals 2025 ist ein Handlungsleitfaden zur zielführenden Förderung der Zielgruppe 

ausgearbeitet“). Quantitative Beobachtungspunkte erfassen messbare Entwicklungen, etwa über 

bestehende Instrumente oder neu entwickelte Indikatoren (z.B. „Betrachtung eines Teilhabe-

Scores zu mehreren Zeitpunkten“). Quantitative Beobachtungspunkte können mit einem lokal 

festgelegten Zielwert versehen werden. Die Formulierung eines Zielwertes dient dabei der 

eigenen Erfolgskontrolle und ist nicht verpflichtend. 

Beobachtungspunkte sind kein Selbstzweck. Im Vordergrund steht ihr operativer Mehrwert für die 

fachliche Reflexion und interne Steuerung. Sie sollen Impulse für Anpassungen, 

Weiterentwicklungen oder Schwerpunktsetzungen geben. Zugrunde liegende Indikatoren können 

dabei auch neu entwickelt werden, beispielsweise durch Fragebögen, Einschätzungsbögen, IT-

gestützte Erfassungen oder strukturierte Dokumentationen. Entscheidend ist, dass der 

Beobachtungspunkt einen erkennbaren Bezug zur Zielsetzung des lokalen Schwerpunkts 

aufweist und eine nachvollziehbare Aussage über die angestrebte Veränderung ermöglicht. 

Beobachtungspunkte sind so zu wählen, dass eine Bewertung der Zielerreichung zum 

vorgesehenen Stichtag möglich ist. 

 

1.4. Erfassung und Nachhaltung   

Zur einheitlichen Planung und Nachhaltung lokaler Schwerpunkte erfolgt die Erfassung in der 

vorgesehenen Vorlage anhand klar definierter Felder. Dokumentiert werden: (1) der lokale 

Schwerpunkt als kurze qualitative Beschreibung des angestrebten Ziels, (2) die 

Ausgangssituation / der Ist-Zustand zur Begründung des Handlungsbedarfs, (3) das konkrete 

Handeln / die Aktivität / die Maßnahmen, in der Regel max. drei zentrale Handlungsschritte, sowie 

(4) mindestens ein Beobachtungspunkt zur Nachhaltung der Aktivität(en) (Zielerreichung). 

Ergänzend erfolgt eine Kategorisierung nach Handlungsfeld, Zielgruppe und Mehrjährigkeit, die 

der übergreifenden Auswertung dient. 
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Im Rahmen der Nachhaltung ist die Zielerreichung mit Bezug auf die zuvor benannten 

Beobachtungspunkte zu beschreiben und zu klassifizieren (erreicht, teilweise erreicht, nicht 

erreicht, derzeit nicht feststellbar). Darüber hinaus sind Schlussfolgerungen zur Zielerreichung 

darzustellen, insbesondere Erfolgsfaktoren, Herausforderungen und ggf. notwendige 

Anpassungen. Diese strukturierte Erfassung dient der Transparenz, Vergleichbarkeit und 

fachlichen Weiterentwicklung der lokalen Schwerpunkte und unterstützt eine kontinuierliche 

Reflexion im Sinne einer lernorientierten Steuerung. 

 

2. Kennzahlen und Ergänzungsgrößen - Säule 2 

2.1. Kennzahlen 

2.1.1. Integrationsquoten für Frauen, LZB und NLZB 

Die Säule 2 wird gesamthaft durch die Verwendung der Kennzahlen nach § 5 Abs. 2 i.V. mit § 3 

Abs. 2 Nr. 1 bis 3 der Kennzahlen-VO gesteuert: 

a) IQ Frauen, gebildet auf Basis der geschlechterspezifischen IQ (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 

Kennzahlen-VO) 

b) IQ Nicht-Langzeitleistungsbeziehende (NLZB) (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 Kennzahlen-VO) 

c) IQ Langzeitleistungsbeziehende (LZB) (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 Kennzahlen-VO) 

IQ  
(a) Frauen, (b) NLZB, (c) LZB)  

 
 
= 

Zahl der Integrationen der ELB (a) Frauen, (b) 
NLZB, (c) LZB im Berichtsmonat (BM) und den elf 
vorangegangenen Monaten 

 

Ø Bestand der ELB (a) Frauen, (b) NLZB, (c) LZB im 
Vormonat des Berichtsmonats und den elf 
vorangegangenen Monaten 

 

In Säule 2 wird jeweils ein quantitativer Zielwert vereinbart, der die Veränderungsrate der 

Kennzahl Integrationsquote für (a) Frauen, (b) NLZB und (c) LZB beschreibt. Die Zielwerte stellen 

somit die angestrebte prozentuale Veränderung der jeweiligen IQ bis zum Monat Dezember des 

Planungsjahres (PJ) im Vergleich zur IQ bis zum Dezember des Vorjahres dar.  

 

Veränderung der Integrations- 
quote in %  

= 
IQ PJ (Januar PJ bis Dezember PJ) 

-1 
IQ VJ (Januar VJ bis Dezember VJ) 

 

Der JFW der IQ berechnet sich dabei als Verhältnis der Summe der Integrationen vom 

Jahresbeginn bis zum Berichtsmonat zum durchschnittlichen Bestand der erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten (ELB) vom Dezember des Vorjahres (VJ) bis zum Vormonat (VM) des 

Berichtsmonats. 
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IQ (JFW) in %  = 
Zahl der Integrationen (Januar bis BM)  

 Bestand an ELB (Dezember VJ bis VM des BM) 

 

2.1.2. Bestand an erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) 

Eine weitere Kennzahl ist die Veränderung des Bestandes der ELB (§ 3 Abs. 1 Kennzahlen-VO). 

Sie ermöglicht als bereits bekannte übergeordnete Größe einen Gesamteindruck und dient als 

Anreiz zur Prävention und Beendigung des Leistungsbezugs. Diese Kennzahl wird nicht geplant 

und somit kein Zielwert vereinbart.  

 

 des Bestandes der ELB in %  = 
Bestand der ELB (BM) 

-1 
Bestand der ELB (BM des VJ) 

 

2.2. Ergänzungsgrößen 

2.2.1. Qualifizierungsquote 

Die „Qualifizierungsquote der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten“ nach § 4 Abs. 1 

Kennzahlen-VO bildet ab, wie viele der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten sich in einer 

qualifizierenden Maßnahme der aktiven Arbeitsförderung befinden. Welche Maßnahmen hierzu 

zählen, wird in § 2 Abs. 4 Kennzahlen-VO festgelegt. Mit der „Qualifizierungsquote“ wird ein 

Kernelement präventiver Arbeitsmarktpolitik mit dem Ziel nachhaltiger Integrationen aufgegriffen. 

 

Qualifizierungsquote in %  

 

= 

 Bestand der ELB in einer Maßnahme der aktiven 

Arbeitsförderung zur Qualifizierung im BM und den 
elf vorangegangenen Monaten 

 

 Bestand der ELB im BM und den elf 

vorangegangenen Monaten 

 

2.2.2. Übertrittsquote LZB 

Die „Übertrittsquote in den Langzeitleistungsbezug“ nach § 4 Abs. 2 Kennzahlen-VO bildet ab, 

wie viele der ohne Vorbezug ins SGB II zugegangenen ELB nach zwei Jahren in den Bestand 

der LZB übergegangen sind und sich noch im Bestand befinden. Als Ausgangsmenge der ohne 

Vorbezug zugegangen ELB gelten hier diejenigen, die in den drei Monaten vor dem Zugang in 

den Leistungsbezug keine ELB waren. Auch die Übertrittsquote stärkt den präventiven Ansatz, 

indem das Augenmerk stärker auf die Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug gerichtet 

wird.  
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Übertrittsquote in den LZB in %  = 

 Bestand der LZB im BM und den elf 
vorangegangenen Monaten, die in den jeweiligen 
Vor-VJM als ELB ohne Vorbezug zugegangen sind 

 
 
 
  Zahl der Personen, die im Vor-VJM des BM und 

den elf vorangegangenen Monaten als ELB ohne 
Vorbezug zugegangen sind 

 

2.2.3. Abgangsrate LZB 

Die „Abgangsrate der LZB“ bildet nach § 4 Abs. 3 Kennzahlen-VO ab, welcher Anteil der LZB 

innerhalb des Betrachtungszeitraums durchschnittlich pro Monat den Leistungsbezug verlassen 

hat. Sie richtet das Augenmerk auf die Beendigung des Langzeitleistungsbezugs und rundet als 

etablierte Größe die gesamtheitliche Betrachtung des Bestandes der LZB, die einen großen Teil 

der Leistungsbeziehenden im SGB II ausmachen, ab. 

 

Abgangsrate LZB in %  

 

= 

 Zahl der abgegangenen LZB im BM und den elf 

vorangegangenen Monaten 

 

 
 Bestand LZB im VM des BM und den elf 
vorangegangenen Monaten 

 

2.2.4. Anteil kontinuierlicher Beschäftigung 

Die Ergänzungsgröße „Anteil kontinuierlicher Beschäftigungen (nach Integration)“ nach § 4 Abs. 

4 Kennzahlen-VO bildet ab, welcher Anteil der Integrationen in sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung (svB) dazu führt, dass die integrierten Personen an jedem der auf die Integration 

folgenden sechs Monate sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind. Dies wird über eine 

Verknüpfung mit Daten aus der Beschäftigungsstatistik ermittelt. Die „kontinuierliche 

Beschäftigung nach Integration“ dient der Abbildung der Qualität von Integrationen und schärft 

den Fokus auf eine nachhaltige Integrationsstrategie. 

 

 

Anteil kontinuierlicher 
Integrationen in %  

 
= 

Zahl der kontinuierlichen svB nach Integration im 
BM und den elf vorangegangenen Monaten 

 

Zahl der Integrationen im BM und den elf 
vorangegangenen Monaten 

 

 

2.2.5. Anteil bedarfsdeckender Integrationen 

Die Ergänzungsgröße „Anteil bedarfsdeckender Integrationen“ nach § 4 Abs. 5 Kennzahlen-VO 

bildet den Anteil der Integrationen ab, in denen die betreffende Person im dritten Monat nach der 
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Integration kein Grundsicherungsgeld bezieht. In diesen Fällen liegt der Schluss nahe, dass die 

Person aufgrund der Integration die Hilfebedürftigkeit überwunden hat. Die „bedarfsdeckende 

Integration“ dient ebenfalls der Abbildung der Qualität von Integrationen. Sie schärft den Fokus 

auf Abgänge aus dem Leistungsbezug durch eine nachhaltige Integrationsstrategie. 

 

Anteil bedarfsdeckender 
Integrationen in %  

= 

Zahl der bedarfsdeckenden Integrationen im BM und 
den elf vorangegangenen Monaten 

 

Zahl der Integrationen im BM und den elf 
vorangegangenen Monaten 

 

3. Monitoringgrößen 

Um die Handlungsstrategien zur Erreichung der gesetzlichen Ziele zu unterstützen und die 

Ausgewogenheit des Zielsystems sicherzustellen, werden folgende Monitoringgrößen betrachtet: 

• Monitoringgröße M1: Veränderungsrate IQ gesamt (vgl. 2.2.1) 

Die IQ bildet ab, in welchem Umfang ELB in Erwerbstätigkeit integriert werden konnten. Ihre 

Veränderungsrate zeigt auf, wie sich dieser Wert im Vergleich zum Vorjahr verändert hat.  

• Monitoringgröße M2: Veränderung der Leistungen zum Lebensunterhalt (LLU) 

Die Veränderungsrate LLU zeigt die Entwicklung der Ausgaben (ohne Kosten der Unterkunft) 

im aktuell betrachteten Monat im Vergleich zum Vorjahresmonat. 

 LLU = 
 LLU BM 

-1 
LLU BM des VJ 

 

• Monitoringgröße M3: Veränderung der Leistungen für Unterkunft und Heizung (LUH) 

Die Veränderungsrate LUH zeigt die Entwicklung der Ausgaben für Unterkunft und Heizung 

im aktuell betrachteten Monat im Vergleich zum Vorjahresmonat.  

 LUH = 
LUH BM 

-1 
LUH BM des VJ 

 

• Monitoringgröße M4: Veränderungsrate des Bestands der LZB im verfestigten 

Leistungsbezug 

Die Monitoringgröße M4 erfasst den verfestigten Leistungsbezug im Sinne eines 

Leistungsbezugs im SGB II, der vier Jahre oder länger andauert. Die Entwicklung des 

Bestandes der LZB, die schon mindestens vier Jahre als Leistungsberechtigte SGB II-

Leistungen beziehen, kann Hinweise darauf geben, ob die Leistungsberechtigten mit 

schwierigen Ausgangsbedingungen entsprechend ihrem besonderen Bedarf unterstützt 

werden.  
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 Bestand der LZB im 

verfestigten 
Langzeitleistungsbezug 

 

= 

Zahl der LZB im verfestigten Langzeitleistungsbezug 
BM 

  
-1 

Zahl der LZB im verfestigten Langzeitleistungsbezug 
BM des VJ 

 

Die Monitoringgrößen werden nicht mit einem Zielwert geplant. 

4. Rahmendaten 

Als Information über Rahmendaten werden auf der Website www.sgb2.info eine Information 

über verfügbare Eingliederungs- und Verwaltungsmittel sowie eine Linkliste zur Verfügung 

gestellt. 

 

http://www.sgb2.info/
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Teil III: Eckpunkte für die Zielsteuerung im SGB II für das Jahr 2027 

 
Für die Zielsteuerung und -planung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende gelten für das Jahr 

2027 die folgenden Schwerpunkte, Rahmenbedingungen und der folgende Zeitplan: 

1. Schwerpunkte der SGB II-Steuerung im Jahr 2027 

1.1. Bundesweite Schwerpunkte der Steuerung im Jahr 2027 

 

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Steuerung SGB II hat sich verständigt, keine bundesweiten, 

trägerübergreifenden Schwerpunkte zur SGB II-Steuerung im Jahr 2027 zu formulieren.  

 

1.2. Ziele und Schwerpunkte in der Steuerung im Jahr 2027 auf Landesebene 

In den Zielvereinbarungen zwischen dem BMAS und den Ländern können auch für 2027 

landesbezogene Ziele und Schwerpunkte vereinbart werden, soweit diese im Einklang mit dem 

gesetzlich verankerten Zielsystem stehen.  

 

2. Rahmenbedingungen im Jahr 2027 

2.1. Konjunkturelle Entwicklung 

Bei der Ermittlung der Angebotswerte für die zweite Säule sollen die zukünftigen ökonomischen 

und strukturellen Rahmenbedingungen für die Zielerreichung im SGB II berücksichtigt werden.  

Die makroökonomischen Rahmenbedingungen für die Grundsicherung für Arbeitsuchende 

werden in der Prognose des IAB zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit im SGB III und SGB II sowie 

der Herbstprojektion der Bundesregierung zur wirtschaftlichen Entwicklung dargestellt. Diese 

werden nach ihrer Veröffentlichung - voraussichtlich Ende Oktober 2026 - auf der Website 

www.sgb2.info zur Verfügung gestellt.   
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2.2.  Haushalt  

Gemäß dem Bundeshaushalt 2027 ergeben sich folgende Mittelansätze: 

 

Kapitel 11 01 

Titel Zweckbestimmung 
Soll 2027 in 
Mrd. € 1) 

Soll 2026) 
in Mrd. € 

Ist 2025 
in Mrd. € 

632 11 
Beteiligung des Bundes an den 
Leistungen für Unterkunft und 
Heizung 

13,145 13,0 12,5 

681 12 Grundsichergsgeld2) 27,7 28,05 29,05 

685 11 
Leistungen zur Eingliederung in 
Arbeit  

4,7 4,7 2,8 

636 13 Verwaltungskosten 5,25 5,25 6,8 

 
1) Beachte: Angaben beruhen auf dem Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2027 und sind insofern 

vorläufig. 
2) inkl. Sozialversicherungsbeiträge. 

Hinzu kommen bei den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit weitere 350 Mio. Euro über die 

fortbestehende Regelung zur Inanspruchnahme von Ausgaberesten zu Lasten des 

Gesamthaushalts. Zudem wird der Passiv-Aktiv-Transfer mit einem erweiterten Katalog an 

förderfähigen Maßnahmen fortgeführt, mit dem zusätzlich bis zu 700 Mio. Euro aus dem Ansatz 

für das Grundsicherungsgeld für Förderungen nach § 44f Abs. 6 SGB II zur Verfügung gestellt 

werden.  

Die Maßstäbe zur Verteilung und die daraus resultierenden prozentualen Anteile an 

Eingliederungs- und Verwaltungsmitteln je Jobcenter werden Ende des Jahres 2026 mit der 

Eingliederungsmittel-Verordnung 2027 veröffentlicht. Eine Vorabinformation des BMAS über die 

voraussichtlichen prozentualen Anteile und die daraus resultierenden voraussichtlichen 

absoluten Beträge an Eingliederungs- und Verwaltungsmitteln je Jobcenter für das Jahr 2027 

werden den Trägern der Grundsicherung voraussichtlich bis Mitte Oktober übersandt werden. 

Die Mittelansätze und deren Veränderungen werden im Rahmen des Planungsprozesses und 

der Zielnachhaltung entsprechend berücksichtigt. 

2.3. Gesetzliche Änderungen 

• Regelbedarfsanpassung: Die Höhe der Regelbedarfe im SGB II richtet sich nach der 

jeweils zugeordneten Regelbedarfsstufe entsprechend § 28 des Zwölften Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB XII) in Verbindung mit dem Regelbedarfsermittlungsgesetz bzw. 

§§ 28a, 40 SGB XII in Verbindung mit der für das jeweilige Jahr geltenden 

Regelbedarfsfortschreibungs-Verordnung (vgl. § 20 Abs. 1a SGB II). Über die Verweisung 
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auf die jeweilige RBS gelten neu ermittelte oder fortgeschriebene Beträge der 

Regelbedarfsstufen im SGB XII somit auch unmittelbar im SGB II. 

• Die Wirkungen sonstiger gesetzlicher Änderungen werden im Planungsprozess und bei 

der Zielnachhaltung berücksichtigt. 

3. Zeitplanung 

Mit dem Versand dieses Dokuments beginnt der Zielplanungs- und Zielvereinbarungsprozess. 

Die Umsetzung der dezentralen Planung beinhaltet, dass die Planung der lokalen Schwerpunkte 

der Säule 1 sowie die Angebotswerte der Säule 2 bis zum 17. November 2026 an das BMAS 

übermittelt werden. Folgender Zeitplan für die dezentrale Planung wurde vereinbart: 

BMAS, Länder, BA und kSpV setzen sich für einen möglichst frühzeitigen Abschluss der 

Zielvereinbarungen ein, um so den Jobcentern ein belastbares Fundament und frühe Sicherheit 

bei der Umsetzung der Planung zu geben.  

Zeitpunkt Planungsschritt 

voraussichtlich Mitte 

Oktober 2026 

→ Information der JC über die Mittelverteilung 2027 auf Basis vorläufiger Daten 

1. Oktober 2026 
→ Bekanntgabe „Gemeinsame Planungsgrundlagen“ und Beginn der 

dezentralen Planungsphase in den Jobcentern 

9. Oktober 2026 → Bereitstellung der Jahresendprognosen 2026 für die IQ 

17. November 2026 

→ Ende der dezentralen Planungsphase in den Jobcentern 

→ Abgabefrist der Planung der lokalen Schwerpunkte sowie der Angebotswerte 
der Jobcenter bei BA/Ländern 

→ Übermittlung der Planung der lokalen Schwerpunkte sowie Angebotswerte 
der Jobcenter durch Länder/BA an das BMAS 

voraussichtlich am 

24. November 2026 

→ Bekanntgabe der Planung der lokalen Schwerpunkte sowie der übermittelten 
Angebotswerte der Jobcenter (jeweils in einer Transparenzdatei) durch das 
BMAS  

→ Versand der BMAS-Erwartungswerte an die Länder bzw. die BA  

→ Beginn der Nachverhandlungsfrist bzw. Plausibilisierung der lokalen 
Schwerpunkte sowie der Angebotswerte 

bis 23. Januar 2027 
→ Übermittlung ggf. aktualisierter lokaler Schwerpunkte und Angebotswerte der 

Länder/BA an das BMAS 

5. Februar 2027 → Übersendung der Zielwertedateien an die Länder und BA 

bis 12. März 2027 
→ Übermittlung der ausgefüllten Zielwertedateien von Ländern/BA an das 

BMAS 

1. Quartal 2027 → Abstimmung der Zielvereinbarungen BMAS-Länder und BMAS-BA 

24. März 2028 
→ Abgabefrist der Nachhaltung der lokalen Schwerpunkte der Jobcenter bei 

BA/Ländern 

7. April 2028 
→ Bekanntgabe der Nachhaltung der lokalen Schwerpunkte der Jobcenter 

durch das BMAS 
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